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Drudcsadie 1771 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 31. März 1960 

3 — 41105 — 2070/60 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Realkredits 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 215. Sitzung am 26. Februar 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

,Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:". 

Begründung 

Durch das im Entwurf vorliegende Gesetz soll das Gesetz über 
eine vorübergehende Erweiterung der Geschäfte der Hypothe- 
ken- und Schiffspfandbriefbanken vom 5. August 1950 (BGBl. 
S. 353) sowie das Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Realkredits vom 18. Dezember 1956 (BGBl. I S. 925) förmlich 
geändert werden, die ihrerseits Zustimmungsgesetze waren. 
Die formelle Änderung eines Zustimmungsgesetzes bedarf 
wiederum der Zustimmung des Bundesrates.' 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Änderungsvor- 
schlag des Bundesrates ist in der Anlage 2 dargelegt. 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Verkehr 

Seebohm 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete 

des Realkredits 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

In Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 des Gesetzes 
über Maßnahmen auf dem Gebiete des Realkredits 
vom 18. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 925) 
werden die Worte „bis zum 31. Dezember I960" 
jeweils ersetzt durch die Worte „bis zum 31. De- 
zember 1962". 

Artikel 2 

In § 1 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über eine vor- 
übergehende Erweiterung der Geschäfte der Hypo- 
theken- und Schiffspfandbriefbanken vom 5. August 


1950 (Bundesgesetzbl. S. 353) in der Fassung des 
Artikels 3 des Gesetzes über Maßnahmen auf dem 
Gebiete des Realkredits vom 18. Dezember 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 925) werden die Worte „bis 
zum 31. Dezember 1960" ersetzt durch die Worte 
„bis zum 31. Dezember 1962". 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


Durch § 1 des Gesetzes über eine vorübergehende 
Erweiterung der Geschäfte der Hypotheken- und 
Schiffspfandbriefbanken vom 5. August 1950 wurde 
den Hypothekenbanken und Schiffspfandbriefban- 
ken gestattet, außer den in § 5 des Hypotheken- 
bankgesetzes und § 5 des Schiffsbankgesetzes ge- 
nannten Geschäften bei der Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau und mit Zustimmung der Aufsichtsbe- 
hörde bei anderen Kapitalsammelstellen Darlehen 
(sog. Globaldarlehen) zum Zwecke der Gewährung 
nach diesen Vorschriften zulässiger Darlehen auf- 
zuneßmen und für sie Sicherheiten zu bestellen; 
jedoch durften Verträge über die Aufnahme der- 
artiger Darlehen zunächst nur bis zum 31. Dezember 

1953 geschlossen werden. Diese Frist wurde durch 
§ 1 des Gesetzes über weitere Maßnahmen auf dem 
Gebiet des Hypotheken- und Schiffsbankrechts 
sowie über Ausnahmen von § 247 Abs. 1 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs vom 30. April 1954 bis zum 
31. Dezember 1956 und durch Artikel 3 des Gesetzes 
über Maßnahmen auf dem Gebiete des Realkredits 
vom 18. Dezember 1956 nochmals bis zum 31. De- 
zember 1960 verlängert. 

§ 2 des Gesetzes vom 30. April 1954 erweiterte die 
in § 7 des Hypothekenbankgesetzes und in § 7 des 
Schiffsbankgesetzes bestimmte Grenze für den 
Pfandbriefumlauf hinsichtlich des bis zum 1. Januar 

1954 eingezahlten Grundkapitals bis zum 31. De- 
zember 1956 vom Zwanzigfachen auf das Dreißig- 
fache; durch Artikel 4 des Gesetzes vom 18. Dezem- 
ber 1956 wurde die Vorschrift in der Weise geän- 
dert, daß für das bis zum 1. Januar 1957 eingezahlte 


Grundkapital die Umlaufgrenze bis zum 31. Dezem- 
ber 1960 noch das Fünfundzwanzigfache beträgt. 

Artikel 2 des Gesetzes vom 18. Dezember 1956 
brachte schließlich für alle Realkreditinstitute, d. h. 
sowohl die privaten wie die öffentlich-rechtlichen, 
die Zulässigkeit der sog. primären Ersatzdeckung 
und der Anlage von Ersatzdeckungsgeld auf Bank- 
konten, befristete aber auch diese Maßnahmen bis 
zum 31. Dezember 1960. 

Bei der damit herbeigeführten Lockerung der stren- 
gen Vorschriften des Hypothekenbankgesetzes, des 
Schiffsbankgesetzes und des Gesetzes über die 
Pfandbriefe und verwandten Schuldverschreibungen 
öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten vom 21. De- 
zember 1927 handelte es sich zum Teil um Maßnah- 
men, die erforderlich geworden waren, um den Real- 
kreditinstituten die Erfüllung ihrer Aufgaben unter 
den schwierigen wirtschaftlichen Verhältnissen der 
Nachkriegszeit zu ermöglichen, und die daher von 
Anfang an den Charakter von Übergangsvorschrif- 
ten trugen; zum anderen Teil brachten die Gesetze 
eine Anpassung nicht mehr zeitgemäßer Regelungen 
an die Erfordernisse des modernen Wirtschafts- 
lebens, ohne aber bereits eine Entscheidung über 
die endgültige Neufassung des Hypothekenbank- 
gesetzes, des Schiffsbankgesetzes und des Pfand- 
briefgesetzes zu treffen. Nach der amtlichen Begrün- 
dung — BT-Drucksache 2546 der 2. Wahlperiode — 
zum Entwurf des Gesetzes vom 18. Dezember 1956 
sollte an die Lösung des Problems, ob und in wel- 
chem Umfang das Recht der Realkreditinstitute auf 
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die Dauer reformbedürftig erscheine, erst heran- 
gegangen werden, wenn Klarheit über die bevor- 
stehende gesetzliche Neuregelung des Kreditwesens 
geschaffen worden sei. Diese wurde bis zum 31. De- 
zember 1960 erwartet. 

Die Bundesregierung hat inzwischen den Entwurf 
eines Gesetzes über das Kreditwesen den gesetz- 
gebenden Körperschaften zugeleitet; ob dieser Ent- 
wurf bis zum 31. Dezember 1960 verabschiedet sein 
wird, ist nicht sicher. Ebenso ist nicht vorauszuse- 
hen, welche Änderungen er bei den parlamenta- 
rischen Beratungen erfahren wird. Es erscheint 
daher — schon um jeden Zeitdruck bei der geplan- 
ten Änderung des Hypothekenbankgesetzes, des 
Schiffsbankgesetzes und des Pfandbriefgesetzes zu 
vermeiden - — zweckmäßig, die Neufassung dieser 
Gesetze nochmals zurückzustellen. Notwendig bleibt 
aber die Prüfung und Entscheidung der Frage, ob 
alle oder doch einzelne der am 31. Dezember 1960 
auslaufenden Regelungen der Übergangsgesetze 
nochmals verlängert werden müssen. 

Der Gesetzentwurf sieht in Ärtikel 1 vor, daß die 
Frist, innerhalb deren die sog. primäre Ersatz- 
deckung in beschränktem Umfang und die Anlage 
von Bargeld, das als Ersatzdeckung dient, bei geeig- 
neten Kreditinsituten zulässig sein sollen, bis zum 
31. Dezember 1962 verlängert wird. Die Gründe, die 
für die entsprechende Regelung des Artikels 2 Abs. 2 
und 3 des Gesetzes vom 18. Dezember 1956 maß- 
gebend waren, bestehen jedenfalls auch heute noch 
insoweit fort, als der Wohnungsbau weiterhin einen 
ungewöhnlich starken Finanzierungsbedarf aufweist, 
überwiegend Neubauten finanziert werden müssen 
und im sozialen Wohnungsbau nach wie vor die 
öffentlichen Baudarlehen erst zugesagt werden, 
wenn der Bauherr die Zusage einer ersten Hypo- 
thek nachweisen kann. Das führt dazu, daß ein Teil 
der Kreditinstitute noch immer zunächst Emis- 
sionen auf den Markt bringen muß und dann erst 
die zu ihrer Deckung bestimmten Hypothekendar- 


lehen geben kann, auch wenn Bedeutung und Um- 
fang der Ersatzdeckung gegenüber dem Jahre 1956 
bereits erheblich zurückgegangen sind. 

In Artikel 2 wird die Möglichkeit zur Aufnahme 
von Globaldarlehen durch Hypotheken- und Schiffs- 
banken ebenfalls um nochmals zwei Jahre verlän- 
gert. Notwendigkeit und wirtschaftliche Zweck- 
mäßigkeit dieser Art von Kapitalbeschaffung wer- 
den nicht einheitlich beurteilt. Das Globaldarlehen 
hat jedoch in den vergangenen Jahren praktisch 
eine Bedeutung gewonnen, die ein weiteres befri- 
stetes Abwarten hinsichtlich seiner Zulässigkeit für 
Realkreditinstitute geboten und vertretbar erschei- 
nen läßt, zumal die Hypothekenbanken und Schiffs- 
banken in den meisten Fällen zur Aufnahme eines 
solchen Darlehens der Zustimmung der Aufsichts- 
behörde bedürfen und außerdem zu erwarten ist, 
daß bei weiterer Festigung des Kapitalmarktes die 
Beschaffung der Mittel durch Ausgabe von Schuld- 
verschreibungen sich billiger als die Aufnahme von 
Globaldarlehen stellen und diese damit weiter in 
den Hintergrund treten wird. 

Nicht erforderlich erscheint die Aufrechterhaltung 
einer gegenüber den Vorschriften des Hypotheken- 
bank- und des Schiffsbankgesetzes erweiterten Um- 
laufgrenze, nachdem die Lage am Kapitalmarkt sich 
soweit gefestigt hat, daß es für die Kreditinstitute 
möglich und zumutbar ist, etwa notwendige Kapital- 
erhöhungen durchzuführen, um auf diese Weise 
automatisch zu einer höheren Umlaufgrenze zu ge- 
langen. 

Artikel 3 des Entwurfs enthält die übliche Berlin- 
Klausel, Artikel 4 die Regelung des Inkrafttretens 
des Gesetzes. 

* 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Durchführung des Gesetzes haushaltsmäßig nicht 
betroffen. 


Anlage 2 


Auffassung der Bundesregierung 
zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 


Der Gesetzentwurf bedarf nach dem Grundgesetz 
nicht der Zustimmung des Bundesrates. Ob das 
Gesetz über eine vorübergehende Erweiterung der 
Geschäfte der Hypotheken- und Schiffspfandbrief- 
banken vom 5. August 1950 (BGBl. S. 353) und das 
Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiete des Real- 
kredits vom 18. Dezember 1956 (BGBl. I S. 925) der 
Zustimmung des Bundesrates bedurften, kann dahin- 
gestellt bleiben, da die Änderung eines Zustim- 
mungsgesetzes nur dann ihrerseits wiederum der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, wenn sich die 


Änderung auf solche Vorschriften bezieht, die die 
Zustimmungsbedürftigkeit des zu ändernden Ge- 
setzes begründet haben oder die mit solchen Nor- 
men in einem unmittelbaren Zusammhang stehen. 
Diese Voraussetzungen liegen hier nicht vor. Soweit 
Vorschriften des Gesetzentwurfs die Bankauf- 
sichtsbehörden der Länder berühren, haben diese 
Vorschriften nicht das Verwaltungsverfahren dieser 
Länderbehörden im Sinne des Artikels 84 Abs. 1 
GG, sondern eine Regelung ihrer materiellen Befug- 
nisse zum Gegenstand. 
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